Sehr geehrter Herr Keitzer,
 
gestatten Sie, dass ich Ihnen kurz die Bundespressekonferenz (BPK) erkläre:
Die BPK gehört nicht zur Bundesregierung. Es handelt sich um einen privatrechtlichen Verein, in dem Parlamentskorrespondenten persönlich Mitglied sind. Diese Mitglieder tragen auch allein die Vereinskosten. Einziger Vereinszweck ist die Veranstaltung von Pressekonferenzen, um den Mitgliedern Möglichkeiten einer umfassenden Unterrichtung der Öffentlichkeit zu verschaffen.
 
Die Bundespressekonferenzen sind für die Öffentlichkeit nicht zugänglich. Jedoch kann einzelnen Sendern eine live-Übertragung gestattet werden, wenn von einem besonderen Interesse der Bevölkerung ausgegangen werden kann. Für die Übertragungen sind die einzelnen Sender verantwortlich. Diese könnten dann für eine Übersetzung in die Gebärdensprache sorgen, was jedoch außerhalb unserer Entscheidung liegt. Unserem Verein ist dies weder finanziell noch personell möglich. (Der Vorstand arbeitet ehrenamtlich, für die Organisation sind nur zwei Mitarbeiterinnen fest angestellt.)  
 
Wir werden jedoch Ihre Anregung aufgreifen und noch einmal im Vorstand besprechen.
 
Mit freundlichen Grüßen
Roswitha Kreutzmann

Sehr geehrte Frau Kreutzmann, sehr geehrter Herr Mayntz,
 

ich danke Ihnen für Ihre Mailantwort.
 

Ich bin mir durchaus der Regularien der BPK bewußt, dennoch appelliere ich an Sie:
 

ALLE Verlautbarungen der BPK sind wichtig, sonst würde Ihre BPK nicht solche Beachtung finden. Sicher gibts mehr oder weniger wichtige BPK`s; dennoch bedenken Sie bitte, dass Barrierefreiheit gem. der UN-Behindertenkonvention nicht teilbar ist!
 

Sollten Sie auf die Idee kommen, dass Hörbehinderte und speziell Gehörlose, in den Printmedien die Essenz der BPK`s in den Printmedien nachlesen können. Vor diesem Irrtum möchte ich Sie hiermit bewahren, denn Gehörlose sind oftmals nicht in der Lage, Printmedien in adäquater Weise zu verfolgen. Umso wichtiger ist die direkte Übersetzung in Gebärdensprache.
 

Um einen konstruktiven Vorschlag zu unterbreiten: Bemühen Sie doch die Bundesregierung bzw. das Bundespresseamt, um finanzielle Mittel -ggf. aus der Schwerbehinderten-Abgabe-  für die Übersetzung in Gebärdensprache zu generieren!
 

Ich achte Ihre privatrechtliche Organisationsform, aber diese spricht Sie nicht frei, sich der UN-Behindertenkonvention zu entledigen; besonders an so exponiierter Stelle wie die BPK es ist.
 

Jedenfalls ist die Gebärdensprache eine anerkannte Sprache und bedenken Sie bitte auch die Signalwirkung an die Gesellschaft, wenn künftig immer ein Gebärdensprachdolmetscher anwesend ist.
 

In diesem Sinne verbleibe ich
mit freundlichen Grüßen
 

Ihr Matthias Keitzer
